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1 Einleitende Gedanken 
Loris Malaguzzi (1920-1994), italienischer Pädagoge und Begründer der Reggio-Pädagogik be-

tonte in seinem Wirken u.a. die Wichtigkeit des Raums und bezeichnete den Raum als dritten 

Pädagogen. 

Schulräume müssen den Bedürfnissen der Lernenden und des lehrenden Personals genügen. 

Dabei ist es unerlässlich, nicht nur räumliche und wirtschaftliche, sondern auch pädagogische 

und gesundheitliche Aspekte zu berücksichtigen. 

Die Empfehlungen «Raum & Pädagogik» zeigen u.a. auch Entwicklungen in Bildung und Ge-

sellschaft auf und machen Hinweise, die für den Bau zukunftsorientiert und unterstützend sein 

können. 

Die Verantwortung für den Bau von Schulanlagen liegt bei den Schulträgern. Die vorliegenden 

Empfehlungen sollen die Schulträger bei Bedarf in der Schulraumplanung unterstützen und rich-

ten sich als Anregung an Schlüsselakteure, die an der Gestaltung von Bildungseinrichtungen 

beteiligt sind, wie Mitglieder von Schulbehörden und -kommissionen, Schulleitungen, Lehrper-

sonenteams, Planende sowie Architektinnen und Architekten. 

Durch die Unverbindlichkeit der Empfehlungen kann der Schulträger seine situationsbedingten 

Bedürfnisse, aber auch seine Visionen im Bereich der Schulentwicklung und die Vorstellungen 

einer «guten Schule» in der Planung wie auch in der Umsetzung von Bauvorhaben einbringen. 

In den Schulgemeinden sind vielfältige Schulbauten in Betrieb. Oft geht es darum, bestehende 

Schulbauten für die nächsten Jahrzehnte nachhaltig zu optimieren, umzunutzen sowie an die 

gesellschaftlichen, ökologischen, aber auch pädagogischen An- und Herausforderungen anzu-

passen. Auch in diesen Fällen können die in den Empfehlungen beschriebenen Aspekte unter-

stützen. 

2 Zweck, Ziel und Geltungsbereich 
Die Überprüfung und Regelung der Sicherung der Schulqualität obliegt gemäss Art. 100 und 

100 Bst. dbis des Volksschulgesetzes (sGS 213.1, abgekürzt VSG) dem Bildungsrat. Ein wichti-

ger Aspekt der Schulqualität sind die räumlichen Verhältnisse sowie der qualitative und funktio-

nelle Ausbau einer Schulanlage. 

Gestützt auf dieser Vorgabe erlässt der Bildungsrat die vorliegenden Empfehlungen für Raum & 

Pädagogik. Diese haben rein empfehlenden Charakter und sind somit unverbindlich. Sie gelten 

für Neu- und Erweiterungsbauten sowie für Renovationen in Verbindung mit wesentlichen Um-

nutzungen der Räumlichkeiten im Bereich der öffentlichen Volksschule. 

Die Empfehlungen beziehen sich im Wesentlichen auf die Schulraumplanung und -gestaltung 

und enthalten Mindeststandards und Raumrichtwerte sowohl in quantitativer (Art, Anzahl, 

Grösse der Räume) als auch in qualitativer Hinsicht (Funktionalität, Standort). Sie beinhalten 

keine abschliessende Aufzählung bezüglich baulicher und schulischer Anforderungen an Schul-

bauten. Sie haben zum Ziel, einen Beitrag zur Erhaltung beziehungsweise Verbesserung der 

Schulqualität zu leisten. 

Bei der Planung von Um- oder Neubauten sind deshalb auch pädagogische Überlegungen im 

Sinn der Schul- und Unterrichtsentwicklung anzustellen. Die schulischen und wirtschaftlichen 
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Anforderungen an Schulräume und -bauten erfordern weniger eine Spezifikation der Räume als 

eine Baustruktur, die sowohl eine im engeren Sinn schulisch flexible als auch eine über das 

Schulische hinausgehende Mehrfachnutzung erlaubt. Darauf müssen sich die planerischen und 

baulichen Vorgaben stützen. 

Diese Empfehlungen werden u.a. auch als Entscheidungsgrundlagen bei der Bewilligung von 

Privatschulen herangezogen. 

3 Bauliche Anforderungen und Richtraumprogramm 

3.1 Bauart 
Volksschulbauten sind so zu konzipieren, dass die Architektur den Unterricht und die Gemein-

schaftsbildung unterstützt und im Dienste der Nutzenden (Lernende, Lehrpersonen, Hausdienst 

und Technik usw.) steht. Die Architektur einer Schulanlage prägt den Schulalltag und beein-

flusst die Gesundheit der Nutzenden direkt. Architektonisches Konzept, Raumanordnung, Über-

sichtlichkeit, Lichtführung, Akustik, Material, Farben und der architektonische Ausdruck wirken 

sich in funktionaler, betrieblicher und emotionaler Hinsicht auf den Schulbetrieb aus. Bei der 

Planung von Volksschulbauten sind sämtliche dieser Faktoren in Bezug auf die künftige Nut-

zung zu berücksichtigen.  

Der Schulbau kann auf Veränderungen im Betrieb reagieren und Anpassungen an veränderte 

Raumnutzungen zulassen. Spezialräume können zu Unterrichtsräumen umfunktioniert werden. 

Tragende Trennwände werden vermieden. Die Tragstruktur des Gebäudes erlaubt eine Neuein-

teilung innerhalb des Rasters. 

Es werden bewährte, nachhaltige, CO2-arme und klimaschützende Bausysteme, Konstruktio-

nen und Betriebseinrichtungen gewählt, pflegeleichte, dauerhafte und strapazierfähige Materia-

lien verwendet sowie der sommerliche Wärmeschutz berücksichtigt. 

3.2 Brandschutztechnische Anforderungen  
Den brandschutztechnischen Anforderungen für öffentliche Bauten ist genügend Rechnung zu 

tragen und auf die kommunalen Grundlagen und Vorschriften abzustützen. So soll insbeson-

dere geklärt werden, wie die brandschutztechnischen Vorkehrungen in Spezialräumen (Natur-

wissenschaftliche Räume, Räume für den Technisches Werken, Räume für die Unterricht in 

Wirtschaft, Arbeit und Haushalt (WAH) zu planen und umzusetzen sind 

Die Kantonale Gebäudeversicherung (GVSG) steht bei Fragen zur Verfügung. Die GVSG ist 

auch zuständig für die systematische Einhaltung der Vorschriften und kann bei erhöhten Risiken 

zusätzliche Massnahmen verfügen. 

Nebst den brandschutztechnischen Vorschriften ist auch die Alarmierung innerhalb des Gebäu-

des mitzudenken (z.B. Lautsprecheranlagen in allen Räumen). 

3.3 Wirtschaftlichkeit und Synergienutzung 
Die Betriebs- und Unterhaltskosten beziehungsweise eine energiesparende Bauweise werden 

beachtet. Seit dem 1. August 2024 sind die Schulträger verpflichtet eine Schulergänzende 

http://www.gvsg.ch/
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Betreuung (SEB) anzubieten. Es empfiehlt sich bei Neu- oder Umbauten Synergieeffekte zwi-

schen Schule und SEB zu prüfen.  

3.4 Behindertengerechtes Bauen 
Bei Neubauten und bewilligungspflichtigen Umbauten von öffentlichen Gebäuden ist die behin-

dertengerechte Erschliessung und Ausstattung gemäss dem Bundesgesetz über die Beseiti-

gung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen Pflicht (Behindertengleichstel-

lungsgesetz BehiG vom 13. Dezember 2002). Seit 1. Januar 2004 regelt das BehiG den Min-

deststandard des behindertengerechten Bauens. Seit 2009 gilt zudem die Norm SIA 500 «Hin-

dernisfreie Bauten». Diese Norm soll der Allgemeinheit dienen – Erwachsenen und Kindern je-

den Alters. Es geht darum bei der Planung bereits darauf zu achten, dass die gebaute Umwelt 

von möglichst vielen Hindernissen befreit ist, damit sie für alle zugänglich und benutzbar wird. 

3.5 Unterrichtsräume 
Aufgrund der Vielfalt der Unterrichtsgestaltung muss das Klassenzimmer so proportioniert sein, 

dass verschiedene Anordnungen der Pulte möglich sind und dass genügend Wandfläche für die 

Anordnung der Schränke und der Wandtafel sowie das Aufhängen von Arbeiten der Lehrenden 

sowie Lerninhalten zur Verfügung steht. Da nicht nur frontal unterrichtet wird, soll der Raum je 

nach Unterrichtsform umgestellt werden können. Bei der Planung der Raumproportionen von 

Unterrichtsräumen ist diesem Faktor Rechnung zu tragen. 

Es wird auf eine optimale natürliche Beleuchtung sowie auf eine genügende künstliche Beleuch-

tung der Unterrichtsräume geachtet. Die mittlere Nennbeleuchtungsstärke für Klassenzimmer 

soll mindestens 300 bis 400 Lux, bei Spezialräumen (z.B. technisches und textiles Gestalten) 

bis 500 Lux betragen. Räume, deren Fussboden unter dem angrenzenden Terrain liegt, werden 

nur begrenzt für Unterrichtszwecke benützt. 

Die Akustikverhältnisse und das Raumklima gewährleisten angenehme Arbeits- und Lernbedin-

gungen. Decken, Wände und Böden sind hell und farblich neutral, Bodenbeläge überdies gleit-

sicher und pflegeleicht. Die lichte Raumhöhe beträgt mindestens drei Meter. Die Fensterfläche 

über Tischhöhe beträgt mindestens 20 Prozent der Nettofläche (NF). 

3.6 Nebenräume 
Material- und Archivräume können in Unter- und / oder Estrichgeschossen angeordnet werden. 

Eingänge, Treppen, Korridore und Garderobenräume werden in angemessener Grösse erstellt. 

Bei Kindergärten, welche mit einer Schulanlage örtlich verbunden sind, sind wenn möglich se-

parate Pausenbereiche und Eingänge vorzusehen. Abstellplätze für Fahrräder, Trottinetts und 

Mofas sollen an möglichst gut einsehbaren Orten und in ausreichender Anzahl erstellt werden. 

3.7 Aussenanlagen 
Die Aussenanlagen sind altersgerecht zu gestalten und fördern Bewegung, Spiel, Erholung so-

wie den sozialen Austausch. Es wird berücksichtigt, dass die Aussenanlagen auch ausserhalb 

der Schulzeit benützt werden können. Der Aussenraum ist zudem als Lernort auszubilden und 

soll Unterricht im Freien unterstützen. Besondere Bedeutung kommt einer klimaangepassten 

Gestaltung zu. Ziel ist ein Aussenraum mit hoher Aufenthaltsqualität auch bei hohen Tempera-

turen. Eine solche Gestaltung bietet zugleich einen pädagogischen Mehrwert, indem natürliche 
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Prozesse wie Beschattung, Wasserkreislauf und Vegetationsentwicklung unmittelbar erlebbar 

werden und das Verständnis für Umwelt und Klima fördern. 

Dabei sind insbesondere folgende Aspekte zu berücksichtigen: 

– Aufenthaltsbereiche sind ausreichend zu beschatten, prioritär durch Bäume und ergänzend 

durch bauliche Elemente. 

– Eine naturnahe Begrünung mit einheimischen, allergenarmen und standortgerechten Pflan-

zen verbessert das Mikroklima und ist gezielt einzusetzen. 

– Versiegelte Flächen sind zu minimieren und Regenwasser möglichst vor Ort über belebte Bo-

denschichten zu versickern. 

– Die Möglichkeit eines Wasseranschlusses ist vorzusehen, insbesondere zur Bewässerung 

sowie für pädagogische und spielerische Nutzungen. 

– Hitzearme Oberflächen sind zu bevorzugen. 

– Der Aussenraum ist in unterschiedliche Zonen für Bewegung, Aufenthalt und Lernen zu glie-

dern. 

Der Unterhalt der Aussenanlagen ist in der Planung mitzudenken. 

3.8 Raumprogramm 
Das Raumprogramm im Anhang empfiehlt generell, d.h. unabhängig von bestehenden Situatio-

nen, standardisierte Flächenanforderungen. Es dient bei Neu- und Erweiterungsbauten als un-

verbindliche Planungsgrundlage, bei bestehenden Schulbauten zur Berechnung der Differenz 

zwischen Ist- und Sollflächen. Damit ist es ein Instrument zur Berechnung beziehungsweise 

Festlegung der Raumkapazitäten eines Schulhauses und Gradmesser zur Erkennung baulichen 

Handlungsbedarfs in den Schulhäusern. 

3.9 Sportanlagen 
Das Bundesamt für Sport (BASPO) bietet Beratungen bei Planung, Bau und Betrieb von Sport-

anlagen. Es stellt Wissen zu raumplanerischen und betriebswirtschaftlichen Fragen sowie zu 

Pflege und Unterhalt von Sportanlagen zur Verfügung.  

4 Schulische und pädagogische Anforderungen 
Räume und Umgebungen wirken sich auf Lernleistungen, Wohlbefinden und Sozialverhalten 

aus. Sie beeinflussen das Lernverhalten und die Bildungsprozesse der Schülerinnen und Schü-

ler massgeblich. Daher ist der Raumaufteilung, der Einrichtung der Unterrichtsräume, der Be-

nutzung von Korridoren und Zwischenräumen sowie der akustischen Gestaltung (insbesondere 

zur Reduktion von Lärm und zur Sicherstellung guter Sprachverständlichkeit), der Farb- und 

Lichtgestaltung ebenfalls Aufmerksamkeit zu schenken. 

4.1 Flexibilität als oberster Grundsatz 
Die Volksschule befindet sich infolge gesellschaftlicher, ökologischer und technischer Verände-

rungen in einem steten Wandel. Diese Veränderungen sowie neue pädagogische Ansätze ver-

langen situativ auch nach Anpassungen der Schulanlagen und Schulräume. Der aktuelle und 

zukünftige Wandel verlangt eine flexible Nutzung der Räumlichkeiten, welche über die klassi-

sche Nutzung als Unterrichtsraum hinausgeht. Darauf wird bei der Planung von Schulanlagen, 

bei der Anordnung der Räume, beim Innenausbau und bei der Möblierung Wert gelegt. 
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4.2 Veränderte Lernformen und besondere Lernangebote 
Lehrplan und Ausbildung der Lehrpersonen betonen die Methodenvielfalt. Vor diesem Hinter-

grund wird ein variables Arrangement des Lernraumes angestrebt, in dem ganze beziehungs-

weise Gruppen unterrichtet werden oder Schülerinnen und Schüler in Leseecken oder an PC-

Arbeitsplätzen individuell oder in Gruppen lernen können. Die integrative Förderung von Kin-

dern, schulische Therapien oder spezifische Unterrichtsbereiche wie Musik oder spezielle Frei-

fächer können in den Räumlichkeiten gemäss Richtraumprogramm untergebracht werden. 

4.3 Schulergänzende Betreuung (SEB) 
Der Bedarf an geeigneten Räumlichkeiten für den Mittagstisch, für allfällige weitere Angebote im 

Rahmen der Tagesbetreuung, die Aufgabenhilfe oder die Überbrückung von Wartezeiten wer-

den in die Schulraumplanung einbezogen (siehe auch Ziff. 3.3). 

4.4 Umgebungsgestaltung 
Die Umgebung ist Teil des pädagogischen Gesamtkonzeptes einer Schule. Hier haben Kinder 

Gelegenheit, Fantasie und Kreativität zu entfalten, ihrem Bewegungsdrang nachzukommen, 

Kontakte aufzubauen, aber auch sich zurückzuziehen und der Natur zu begegnen. Dabei ist 

auch an die Nutzung durch die Öffentlichkeit zu denken. Die Aufteilung der Aussenanlagen in 

Aktionszonen, Ruhezonen und Lernzonen ist eine mögliche Eingrenzung der Umgebung. Pro 

Schülerin und Schüler ist mindestens ein halber Quadratmeter gedeckter Pausenraum vorhan-

den. Die klimaangepasste Gestaltung der Aussenanlagen gemäss Ziff. 3.7 ist dabei integraler 

Bestandteil des pädagogischen Gesamtkonzeptes. 

4.5 Hitzeschutz an Schulen 
Hitzewellen sind in der Schweiz mittlerweile keine Seltenheit mehr. Mit der zunehmenden Zahl 
von Hitzetagen und Tropennächten steigt auch das Risiko, dass Unterricht und Tagesstrukturen 
unter starker Wärmebelastung stattfinden müssen. Überhitzte Schulräume sind dabei kein rei-
nes Komfortproblem: Sie können die Gesundheit beeinträchtigen und sich negativ auf die Lern- 
und Leistungsfähigkeit auswirken. Schulgebäude und Aussenbereiche müssen deshalb so ge-
staltet und betrieben werden, dass Lernen und Arbeiten auch bei hohen Aussentemperaturen 
sicher und wirksam möglich sind. 
Vor diesem Hintergrund arbeitet das Amt für Wasser und Energie des Kantons St.Gallen an ei-
nem kantonsweiten Hitzescreening aller Schulstandorte. Ziel ist es, eine fundierte Grundlage für 
die Planung und Umsetzung geeigneter Massnahmen zu schaffen und Schulen gezielt beraten 
zu können.  
Neben baulichen und technischen Massnahmen spielen auch organisatorische und pädagogi-
sche Anpassungen eine wichtige Rolle. Dazu gehören beispielsweise ausreichende Trinkmög-
lichkeiten, zusätzliche Pausen, die Nutzung möglichst kühler und beschatteter Räume sowie die 
Anpassung besonders belastender Aktivitäten an heissen Tagen. Da hohe Temperaturen die 
Konzentrations- und Leistungsfähigkeit beeinträchtigen und insbesondere jüngere Kinder sowie 
gesundheitlich vorbelastete Schülerinnen und Schüler stärker belasten können, sollten Schulen 
dem Hitzeschutz im Schulalltag besondere Beachtung schenken. Ergänzend dazu hat der 
Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz (LCH) ein ausführliches Positionspapier1 zum 
Thema verfasst, das zahlreiche Hinweise für die Umsetzung eines wirksamen Hitzeschutzes an 
Schulen enthält. 

 
1 2605_LCH_Positionspapier_Hitzeschutz_an_Schulen.pdf 

https://www.lch.ch/fileadmin/user_upload_lch/Politik/Positionspapiere/2605_LCH_Positionspapier_Hitzeschutz_an_Schulen.pdf
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4.6 Geführte Schule 
Geführte Schulen verfügen über ein Schulleitungsbüro und einen Besprechungsraum. Diese 

Räume sind vorzugsweise im Schulhaus untergebracht. 

4.7 Inventar (Ausstattung) 
Nach Art. 24, Abs. 1 VSG beschafft und unterhält der Schulträger Unterrichtshilfen, wie techni-

sche Geräte und Anschauungsmaterial. Die Schulen stellen in eigener Verantwortung jene Un-

terrichtshilfen zur Verfügung, die für einen zeitgemässen Unterricht benötigt werden. 

4.8 Profilbildung einer Schule 
Die Schulträger erhalten zusehends mehr Autonomie in der Ausgestaltung und der Umsetzung 

der kantonalen Vorgaben. Dies ermöglicht einer Schule Profilbildung und Schwerpunktsetzung 

in der Schul- und Unterrichtsentwicklung. Dies kann Einfluss auf die Ausgestaltung der Infra-

struktur haben. 

4.9 Informatik 
Im Zusammenhang mit dem Lehrplan Volkschule (Fachbereich Medien und Informatik) und der 

zunehmenden Digitalisierung erhält die informatische Infrastruktur einer Schule eine andere Ge-

wichtung, welche sich auch auf bauliche Fragestellungen bezieht. Das Thema ist weitläufig und 

bedarf einem besonderen Augenmerk im Zusammenhang mit Schulbauten z.B. bei folgenden 

Themen: 

– Mobile Arbeitsplätze für Lehrpersonen und Lernende 

– Anzahl der Geräte 

– Netzwerk/Wlan 

– Bandbreite Internet 

– Server-/Cloudlösungen 

– Sicherheit 

Die vom Bildungsrat erlassenen «Empfehlungen zur digitalen Transformation in der Volks-

schule» (2021/2025) können bei den vielfältigen Fragenstellungen als Support dienen.  

4.10 Pädagogische Leitfragen für Schul- und Unterrichtsentwicklung 
Die geführten Schulen entwickeln im Rahmen der Gemeindeautonomie und der kantonalen Vor-

gaben bzw. Rahmenbedingungen die Schule und den Unterricht in Selbstverantwortung, was 

Auswirkungen auf ein Bauvorhaben haben kann. 

Ein integrierter Schul- und Unterrichtsentwicklungsprozess verbindet räumliche Veränderungen 

mit der pädagogischen Vision und der strategischen Weiterentwicklung der Schulorganisation. 

Ziel ist eine möglichst hohe Passung zwischen Raumstruktur und pädagogischem Konzept. 

Bauliche Veränderungen an einer Schule sind deshalb nicht nur ein infrastrukturelles Projekt, 

sondern auch eine Gelegenheit, das Schul- und Unterrichtskonzept umfassender zu überprüfen 

und weiterzuentwickeln. In geleiteten Schulen erfolgt diese Entwicklung im Rahmen der Ge-

meindeautonomie sowie der kantonalen Vorgaben bzw. Rahmenbedingungen in Selbstverant-

wortung; entsprechend beeinflussen schulische Zielsetzungen und Organisationsformen die An-

forderungen an ein Bauvorhaben. 

https://www.sg.ch/bildung-sport/volksschule/rahmenbedingungen/rechtliche-grundlagen/kreisschreiben-und-empfehlungen/_jcr_content/Par/sgch_downloadlist_1097080411/DownloadListPar/sgch_download_2139636697.ocFile/Empfehlungen_digitale_Transformation.pdf
https://www.sg.ch/bildung-sport/volksschule/rahmenbedingungen/rechtliche-grundlagen/kreisschreiben-und-empfehlungen/_jcr_content/Par/sgch_downloadlist_1097080411/DownloadListPar/sgch_download_2139636697.ocFile/Empfehlungen_digitale_Transformation.pdf
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Mögliche pädagogische Leitfragen sind: 

Lehr-/Lernverständnis & Unterrichtsgestaltung 

– Welches Lehr-/Lernverständnis prägt unsere Schule und wie erwerben Schülerinnen und 

Schüler Kompetenzen und Wissen? 

– Welche Lehr-/Lernformen und Unterrichtsmethoden setzen wir ein (z. B. Klassenunterricht, 

Projektlernen, individualisiertes Lernen) – und gibt es ein verbindliches Unterrichtsmodell? 

– Welche Rollen übernehmen Lernende und Lehrpersonen (z. B. Lernbegleitung, Coaching, 

Selbststeuerung)? 

– In welchen Sozialformen findet Unterricht statt (Klasse, Gruppe, Partner, individuell), wie ver-

teilen sich diese über die Unterrichtszeit und wie häufig wechseln sie? 

Lernräume & «Raum als dritter Pädagoge» 

– Inwiefern beachten wir den Raum als «dritten Pädagogen»: Welche Lern- und Verhaltenswei-

sen soll der Raum unterstützen? 

– Ist das Klassenzimmer der zentrale/ einzige Lernraum – oder lernen wir auch in Gruppenräu-

men, offenen Lernzonen, Lerninseln, Aussenräumen? 

– Wie stehen wir zu «Ich und meine Klasse» vs. «Wir und unsere Schule» (Heimatprinzip vs. 

geteilte Lernbereiche)? 

– Welche Bedeutung haben projektartige Unterrichtssequenzen – und welche räumlichen Vo-

raussetzungen brauchen sie (Material, Flächen, Präsentation, Rückzug)? 

Digitalisierung & Medien 

– Welchen Stellenwert hat die Digitalisierung an unserer Schule und wie gehen wir damit um? 

– Welche Rolle spielen analoge und digitale Medien im Unterricht (Nutzung, Verfügbarkeit, Inf-

rastruktur, Lernkultur)? 

Schulorganisation & Zusammenarbeit 

– Wie ist die Schule organisiert (Zyklen, Jahrgänge, Leistungstypen, Förder-/Unterstützungsan-

gebote) und wie sind die pädagogischen Teams zusammengesetzt? 

– Wo findet intensive Zusammenarbeit statt (Fachteams, Jahrgänge, Teams) und in welcher 

Form (gemeinsame Planung, geteilte Verantwortung, Jahresplanung, Klassenführung)? 

– Wo und wie erfolgt die Vor- und Nachbereitung des Unterrichts (Arbeitsplätze vor Ort, Team-

räume, gemeinsame Vorbereitungsräume)? 

– In welcher zeitlichen Struktur ist Unterricht organisiert (Lektionen, Block-/Phasenunterricht)? 

Betreuung / Tagesstrukturen & räumliche Verknüpfung 

– Wie organisiert die Schule die Zusammenarbeit zwischen Unterricht und schulergänzender 

Betreuung? 

– Gibt es eine räumliche Verknüpfung mit weiteren Angeboten (Mittagstisch, Tagesstrukturen) 

und wie stark ist der Alltag verzahnt? 

Leitbild als Grundlage für Bau- und Raumentscheidungen 

– Gibt das Leitbild verbindliche Vorgaben für bauliche Überlegungen? 

– Welche räumlichen Veränderungen unterstützen die pädagogische Vision und die Weiterent-

wicklung der Schulorganisation am besten? 

5 Beratung und Auskunftsstellen 
Das Amt für Volksschule des Bildungsdepartementes: 
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– berät bei Bauvorhaben insbesondere bei pädagogischen Belangen: 

Bildungsdepartement, Amt für Volksschule, Abteilung Aufsicht und Schulqualität, David-

strasse 31, 9001 St.Gallen, T 058 229 04 47 

– vermittelt bei Bedarf Fachpersonen zu den Themen sommerlicher Wärmeschutz und klima-

angepasste Aussenraumgestaltung.  

– vermittelt bei Bedarf Fachpersonen zu den Themen bewegungs- und begegnungsfreundliche 

Gestaltung.  

Die Kantonale Gebäudeversicherung (GVSG) steht bei Fragen zu Brandschutz und Sicherheit 

zur Verfügung. 

  

http://www.gvsg.ch/
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6 Anhang: unverbindliches Raumprogramm Volksschule 
Vorbemerkung 

Die nachfolgend aufgeführten Raumprogramme mit Angabe der Anzahl Räume und deren Flä-

chen gelten als Richtwerte und orientieren sich an den gesetzlichen Klassengrössen gemäss 

Art. 27 Abs. 1 VSG. Die Angaben dienen als Grundlage in der Planung und Umsetzung von 

Neu- und Umbauten. 

In der gesamten Planung von Neu- und Umbauten sind die Vorgaben und gesetzlichen Grund-

lagen zum behindertengerechten Bauen gemäss Behindertengleichstellungsgesetz (abgekürzt 

BehiH vom 13. Dezember 2002) zu berücksichtigen. 

a) Kindergarten 

Raumprogramm für Kindergärten Grösse 

Hauptraum 75–90 m2 

Puppennische 10 m2 

Bauecke 10 m2 

Garderobe 20–25 m2 

WC Anlagen  2 WC für 30 Kinder  

WC für Lehrperson 

Nebenraum / Arbeitsraum / Material 15–25 m2 

Putzraum 5 m2 

Aussenanlagen:  

Gedeckter Vorplatz 15–20 m2 

Rasenplatz 100 m2 

Trockenplatz 75 m2 

Sandanlage 10 m2 

 

Nicht explizit aufgeführt sind Räumlichkeiten für Archiv, Bastel-, Spiel- und Verbrauchsmaterial 

etc. 

b) Primarschule 

Raumprogramm für ein 6-Klassen-Primarschulhaus* 
Grösse 

6 Unterrichtsräume für den Klassenverband à 75 m2 

3 Räume für individuelles Lernen ** à 38 m2 

1 Werkraum textil 75 m2 

1 Materialraum zu Werkraum textil 30 m2 

1 Werkraum nicht textil 75 m2 

1 Materialraum zu Werkraum nicht textil 30 m2 

1 Disponibelraum*** 75 m2 

1 Arbeits- und Pausenraum Lehrpersonal 120 m2 

1 Schulleitungsbüro / Besprechungsraum 60 m2 

1 Mehrzweckraum / Aula 150 m2 

1 Bibliothek / Mediathek 75 m2 
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Raumprogramm für ein 6-Klassen-Primarschulhaus* 
Grösse 

WC Anlagen2  1 WC für 25 Mädchen 

1 WC für 40 Knaben  

1 Aufenthaltsraum (Mittagstisch u.a.) 50 m2 

1 Arbeitsraum für Hauswartung 15 m2 

Aussenanlagen:  

Gedeckter Vorplatz (Richtwert) Pro Schülerin / Schüler 1m2 

Rasenplatz / Trockenplatz**** 200 – 400 m2 

* Bei mehr oder weniger Klassen sind die Werte sinngemäss anzupassen 

** Je nach pädagogischem Modell sind zusätzliche individuelle Lernräume notwendig (z.B. 

 altersdurchmischtes Lernen (AdL) etc.) 

***  Disponibelraum für Religion, Musik, Therapien, ISF und Gruppenraum 

****  Die Gestaltung und die Grösse der Aussenanlagen richten sich u.a. danach, ob sie für  

Sportaktivitäten genutzt werden müssen. 

Nicht explizit aufgeführt sind Räumlichkeiten für Archiv, Lehrmittel und Verbrauchsmaterial, 

Zahnpflegeraum, Küche/Office. 

c) Oberstufe 

Raumprogramm für ein 9-Klassen-Oberstufenschulhaus* 
Grösse 

9 Unterrichtsräume für den Klassenverband à 75 m2 

5 Räume für individuelles Lernen à 38 m2 

1 Handarbeit textil 75 m2 

1 Materialraum zu Handarbeit textil 30 m2 

1 Holzwerkstatt 75 m2 

1 Materialraum zu Holzwerkstatt 30 m2 

1 Metallwerkstatt 75 m2 

1 Materialraum zu Metallwerkstatt 30 m2 

1 Schulküche inkl. Ess- und Vorratsraum 175 m2 

1 Disponibelzimmer 75 m2 

1 Naturwissenschaftszimmer / Samm-lung 75 m2 

1 Musikzimmer Gruppenunterricht 75 m2 

1 Arbeits- und Pausenraum Lehrpersonal 150 m2 

1 Schulleitungsbüro / Besprechungsraum 60 m2 

1 Mehrzweckraum / Aula 50 m2 

1 Bibliothek 75 m2 

 
2 Die Berechnung der Anzahl und des Umfangs benötigter Toilettenanlagen richtet sich nach der maximalen Kapazität 

der Schulanlage in Klassen sowie der Anzahl der gleichzeitig anwesenden Mitarbeitenden des Schulpersonals. Für 

die SuS ist mindestens eine Toilette pro Klasse vorzusehen.  
Toiletten für die SuS sind optimal in der Anlage zu verteilen und zu einem Drittel für Mädchen, zu einem Drittel für 
Knaben und zu einem Drittel genderneutral zu signalisieren. Die genderneutralen Toilettenanlagen stehen allen SuS 

zur Verfügung.  
Auf den Klassengeschossen bzw. in den Klassen-Clustern sind die Toiletten als Einzelkabinen mit je einem Hand-
waschbecken und einem WC (ohne Pissoirs) auszuführen. Die definitive Zuteilung der Nutzung (Knaben, Mädchen, 

genderneutral) erfolgt durch die Schulleitung anhand des aktuellen Bedarfs. 
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Raumprogramm für ein 9-Klassen-Oberstufenschulhaus* 
Grösse 

WC Anlagen (siehe auch Fussnote S. 13) 1 WC für 25 Mädchen 

1 WC für 40 Knaben 
 

1 Aufenthaltsraum (Mittagstisch u.a.) 75 m2 

1 Arbeitsraum für Hauswartung 15 m2 

Aussenanlagen:  

Gedeckter Vorplatz (Richtwert) Pro Schülerin / Schüler 1m2 

Rasenplatz / Trockenplatz**** 200 – 400 m2 

*Bei mehr oder weniger Klassen sind die Werte sinngemäss anzupassen 

****  Die Gestaltung und die Grösse der Aussenanlagen richten sich u.a. danach, ob sie für 

Sportaktivitäten genutzt werden müssen. 

Musik, Religion, ISF und Therapien können in den individuellen Lernräumen stattfinden, sofern 

die diese Räumlichkeiten der Gruppengrösse genügen. Nicht explizit aufgeführt sind Räumlich-

keiten für Archiv, Lehrmittel und Verbrauchsmaterial, Werkstatt für Hauswart. 


